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1.10.00 Anderung der Grundordnung der
Technischen Universitit Clausthal
Vom 4. Februar 2014

Grundordnung der Technischen Universitit Clausthal
Vom 13. Juli 2004 (Mitt. TUC 2004, Seite 549)

Grundordnung der Technischen Universitit Clausthal vom 13. Juli 2004 (Mitt.
TUC 2004, Seite 549), zuletzt geandert durch Beschlussfassung im Senat am 4. Feb-
ruar 2014, genehmigt vom MWK am 12. Mdrz 2014 (Az.: 21 - 70 022-16-1/97).

81

Name der Universitat
Die Universitdt fithrt den Namen ,,Technische Universitat Clausthal®.
§2
Siegel
Neben dem Landessiegel fiir staatliche Angelegenheiten (§ 3 Abs. 2) fithrt die Uni-
versitdt fiir Selbstverwaltungsangelegenheiten ein eigenes Siegel mit der Um-
schrift
, Technische Universitat Clausthal“.
Dieses Siegel zeigt Schldgel und Eisen tiber einem Schmelzofen. Zwei aufrecht ste-

hende Lowen befinden sich zu beiden Seiten des Schmelzofens. Die Siegel werden
als Farbdruckstempel und als Pragesiegel verwendet.
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$3
Rechtsstellung

Die Technische Universitdt Clausthal ist eine Korperschaft des 6ffentlichen
Rechts mit dem Recht der Selbstverwaltung. Sie regelt ihre Angelegenheiten
in dieser Grundordnung und anderen Ordnungen.

Die Universitat erfiillt als Einrichtung des Landes staatliche Aufgaben.

$4
Rechte und Aufgaben

Die Technische Universitat Clausthal hat das Recht der Promotion, der Ha-
bilitation und der Verleihung akademischer Grade und Ehrentitel.

Die Technische Universitdt Clausthal dient der Pflege und Entwicklung der
Wissenschaft durch Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung in ei-
nem freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat; sie fiihlt sich
der Schaffung und Erhaltung geeigneter Rahmenbedingungen fiir eine er-
folgreiche Forschung und Lehre verpflichtet.

Die Technische Universitit Clausthal fordert wissenschaftliches Denken
und die Entwicklung verantwortungsbewusster Personlichkeiten. Sie berei-
tet auf Berufe vor, die die eigenstindige Umsetzung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Methoden erfordern.

Die Technische Universitit Clausthal fordert den wissenschaftlichen Nach-
wuchs.

Die Technische Universitdt Clausthal fiithrt Habilitationsverfahren auf der
Grundlage einer vom Senat zu beschlieffenden Habilitationsordnung
durch.

Die Technische Universitdt Clausthal pflegt die internationale, insbesonde-
re die europdische Zusammenarbeit und den Austausch zwischen deut-
schen und ausldndischen Hochschulen; sie beruicksichtigt die besonderen
Bediirfnisse ausldandischer Studierender.

Die Technische Universitdt Clausthal wirkt bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben mit anderen Hochschulen und anderen Forschungs- und Ausbil-
dungseinrichtungen zusammen.

Die Technische Universitdt Clausthal fordert den Wissens- und Technolo-
gietransfer; sie unterrichtet die Offentlichkeit iiber die Erfiillung ihrer Auf-
gaben.
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Die Technische Universitdt Clausthal unterstiitzt und fordert die Weiterbil-
dung ihrer Mitglieder und nimmt Aufgaben im Sinne des Berufsbildungsge-
setzes wahr.

Die Technische Universitdt Clausthal wirkt an der sozialen Férderung der
Studierenden mit; sie beriicksichtigt die besonderen Bediirfnisse von Studie-
renden mit Kindern. Die Technische Universitat Clausthal sorgt dafiir, dass
behinderte Studierende in ihren Studien nicht benachteiligt werden und
die Angebote der Hochschule moglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch
nehmen konnen. Die Technische Universitat Clausthal fordert den Hoch-
schulsport.

Die Technische Universitdt Clausthal fordert die Gleichstellung von Frauen
und Mannern.

Die Technische Universitdt Clausthal nimmt sich der Bedirfnisse und An-
gelegenheiten der ehemaligen Studierenden sowie der ehemaligen (wissen-
schaftlichen und nicht-wissenschaftlichen) Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, den Alumni der Technischen Universitdt Clausthal, an.

8§5
Mitglieder und Gruppen

Die Technische Universitit Clausthal hat Mitglieder nach Maf3gabe des
Niedersdchsischen Hochschulgesetzes (§ 16 NHG).

Fir die Wahl ihrer Vertretungen in den Gremien bilden je eine Gruppe:

a.) die Professorinnen und Professoren sowie die Juniorprofessorinnen und
Juniorprofessoren (Hochschullehrergruppe),

b.) die wissenschaftlichen und kiinstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sowie die Lehrkréfte fiir besondere Aufgaben (Mitarbeitergruppe),

c.) die Studierenden (Studierendengruppe) und

d.) die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung (MTV-
Gruppe).

Wissenschaftliche und kiinstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-

wie Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben, die als Privatdozentinnen und Pri-

vatdozenten nach § 9 a oder auflerplanmaéflige Professorinnen oder Profes-

soren nach § 35 a mit der selbstandigen Wahrnehmung ihres Faches betraut

sind, gehodren der Hochschullehrergruppe an. Doktorandinnen und Dokto-

randen, die an der Hochschule hauptberuflich (§ 16 Abs. 1 Satz 2 NHG) be-

schaftigt sind, gehoOren zur Mitarbeitergruppe, die tibrigen Doktorandinnen

und Doktoranden zur Gruppe der Studierenden.

Die Professorinnen und Professoren konnen mit Zustimmung der aufneh-
menden Fakultdt mehreren Fakultiten angehoren, in diesem Falle aber nur
in der Fakultdt ihrer Erstmitgliedschaft wahlen und gewdhlt werden.
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§6
Rechte und Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder der Universitat haben das aktive und das passive Wahlrecht.
Sie haben das Recht und die Pflicht, an der Selbstverwaltung und an der Er-
fillung der Aufgaben der Universitdt in Organen, beratenden Gremien und
Kommissionen mit besonderen Aufgaben mitzuwirken. Sie konnen alle Ein-
richtungen der Universitdit im Rahmen der Benutzungsordnungen nutzen.

Die Ubernahme einer Aufgabe in der Selbstverwaltung kann nur aus wichti-
gem Grund (z. B. besondere Belastungen, Einschrankungen im personli-
chen Bereich) abgelehnt werden. Amter und Mandate diirfen nur aus wich-
tigen Grinden niedergelegt werden. Eine Abwahl ist unbeschadet der Rege-
lungen im § 40, § 43 Abs. 4 S. 4 - 6, § 45 Abs. 4 S. 2 NHG unzulassig. Nach
Ablauf einer Amtszeit sind die Geschdifte bis zum Beginn einer neuen Amts-
zeit fortzufithren.

Im Streitfall {iber die Ablehnung der Ubernahme von Funktionen und Am-
tern entscheidet die oder der Dienstvorgesetzte. Dekaninnen, Dekane und
deren Stellvertretung, Studiendekaninnen und Studiendekane sowie die ge-
schaftsfihrenden Direktorinnen und Direktoren der wissenschaftlichen
Einrichtungen konnen nur mit Zustimmung des entsprechenden Gremi-
ums oder der Prasidentin oder des Prasidenten zuriicktreten.

Mitglieder, die als solche in einem Dienst- oder Arbeitsverhdltnis an der
Universitdt stehen, erfiillen ihre Mitwirkungspflicht zugleich als eine ihnen
dienstlich obliegende Aufgabe. Fiir die Dauer der Amtszeit kann die Dienst-
vorgesetzte oder der Dienstvorgesetzte auf Antrag eine angemessene Entlas-
tung von den uibrigen Dienstaufgaben gewdhren.

Die Mitglieder der Gruppen nach § 5 Abs. 2 konnen sich zur Regelung ihrer
Mitwirkung in den Selbstverwaltungsgremien der Universitdt und zur Ver-
tretung ihrer hochschulpolitischen Interessen organisieren; die Mitglieder
der Studierendengruppe sind in der Studierendenschaft organisiert. Die
Teilnahme an Sitzungen gehort zu den Selbstverwaltungsangelegenheiten.
Die Gremienmitglieder sind an Beschliisse ihrer Gruppe nicht gebunden.

§7

Studierende

Alle an der Technischen Universitdt Clausthal immatrikulierten Studieren-
den haben das Recht, im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften an allen
Lehrveranstaltungen teilzunehmen.
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Die Studierenden der Universitdt bilden die Studierendenschaft. Die Selbst-
verwaltung der Studierendenschaft hat Anspruch auf Forderung und Unter-
stiitzung durch die Organe der Universitit.

$8

Vereinigungen an der Technischen Universitat Clausthal

Die Technische Universitit Clausthal fordert die an der Universitiat re-
gistrierten Vereinigungen.

Der Senat erldsst eine Ordnung zur Registrierung der Vereinigungen, die das
Verfahren der Antragstellung, der Behandlung im Senat und die mit der Re-
gistrierung verbundenen Rechte und Pflichten regelt.

$9
Angehorige

Angehorige der Universitat sind:

a) die an der Universitdt Tadtigen, bei denen die Arbeitszeit oder der Umfang
der Dienstaufgaben nicht mindestens der Halfte der regelmifligen Ar-
beitszeit oder der Halfte des durchschnittlichen Umfangs der Dienstauf-
gaben des entsprechenden vollbeschiftigten Personals entspricht,

b) die Mitglieder des Hochschulrates,

¢) die nur voriibergehend Tatigen, deren Tatigkeit auf einen Zeitraum bis zu
sechs Monaten innerhalb eines Jahres angelegt ist,

d) die mit der Verwaltung einer Professur nach § 26 NHG beauftragten Per-
sonen, sofern sich der Verwaltungsauftrag auf einen Zeitraum von bis zu
sechs Monaten erstreckt,

e) die nebenberuflichen Professorinnen und Professoren nach § 29 NHG,

f) die Habilitandinnen und Habilitanden,

g) die im Ruhestand befindlichen sowie die entpflichteten Professorinnen
und Professoren,

h) die Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren,

i) die Lehrbeauftragten,

j) die Privatdozentinnen und Privatdozenten sowie die auflerplanmaéfligen
Professorinnen und Professoren,

k) die Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler im Sinne von § 35
Abs. 2 NHG,

1) die Ehrenbiirgerinnen und Ehrenbiirger sowie die Ehrensenatorinnen
und Ehrensenatoren,

m) die Gasthorerinnen und Gasthorer,

soweit sie nicht bereits nach § 5 Mitglieder der Universitat sind.

Im Sinne von Nr. 1a ist an der Universitat tiatig, wer zu ihr in einem Dienst-
oder Arbeitsverhadltnis steht.
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Die Angehorigen haben wie die Mitglieder das Recht, alle Einrichtungen der
Hochschule im Rahmen der Benutzungsordnungen zu benutzen.

Professorinnen und Professoren behalten mit dem Eintritt in den Ruhe-
stand oder mit der Entpflichtung die mit der Lehrbefugnis (Venia Legendi)
verbundenen Rechte zur Abhaltung von Lehrveranstaltungen und zur Be-
teiligung an Priifungsverfahren. Die Weiterbenutzung von Riumen und
Einrichtungen sowie Gerdten und Werkstatten regelt die Leitung der wis-
senschaftlichen Einrichtungen im Benehmen mit den Betroffenen.

Privatdozentinnen und -dozenten sowie aufderplanmafiigen Professorinnen
und Professoren der Technischen Universitdt Clausthal ist in Abstimmung
mit dem zustdndigen Dekanat in angemessenen Umfang Gelegenheit zur
selbstindigen Lehre zu geben. Sind diese Personen gleichzeitig auch haupt-
beruflich an der Universitdt tatig, kann dies nur auflerhalb ihres Hauptam-
tes erfolgen.

Das Prasidium kann Personen, die nicht Mitglieder oder Angehdrige sind,
eine Tatigkeit in bestimmten Einrichtungen der Universitit gestatten.

$10
Honorarprofessorinnen und -professoren

Die Technische Universitdt Clausthal kann Honorarprofessorinnen und
Honorarprofessoren bestellen. Das Ndhere regelt der Senat in einer Ord-
nung.

$11
Aufderplanmiifdige Professorinnen und Professoren

Das Prdsidium kann auf Antrag die Befugnis verleihen, fiir die Dauer der
Wahrnehmung von Aufgaben in der Lehre an der Technischen Universitdt
Clausthal den akademischen Titel ,Auflerplanmaflige Professorin® oder
y»2Aullerplanmafiiger Professor” zu fithren. Das Nahere regelt die Habilitati-
onsordnung.

$12
Organisation

Die zentralen Organe der Universitdt sind das Prasidium, der Hochschulrat
und der Senat.

Auf zentraler Ebene konnen wissenschaftliche Forschungsverbiinde (For-
schungszentren) und Einrichtungen mit Dienstleistungsaufgaben (Be-
triebseinheiten) gebildet werden.
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Die Universitdt gliedert sich in Fakultiten; Organe der Fakultdten sind das
Dekanat und der Fakultétsrat.

Die Fakultdten gliedern sich in Institute; diese werden von einem Direktori-
um geleitet. Die Institute konnen in Abteilungen gegliedert sein.

Die regelméafiige Amtszeit in den Kollegialorganen und den Kommissionen
betrdgt drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein Jahr.

Der Senat und die Fakultidtsrite konnen Kommissionen bilden, denen auch
Personen angehoren konnen, die nicht Mitglieder des sie einsetzenden Kol-
legialorgans sind.

$§13
Prasidium

Das Prasidium besteht aus:

a) der Prasidentin oder dem Prasidenten,

b) einer hauptberuflichen Vizeprasidentin oder einem hauptberuflichen Vi-
zeprdsidenten,

¢) mindestens einer nebenberuflichen Vizeprésidentin oder einem neben-
beruflichen Vizeprasidenten aus dem Kreis der Mitglieder der Techni-
schen Universitat Clausthal.

Das Prdasidium regelt die Geschidftsverteilung mit Zustimmung des Senats
unter Beachtung von § 37 Abs. 4 Satz 3 und 4 NHG.

Die Amtszeit der nebenberuflichen Vizeprasidentinnen und Vizeprdsiden-
ten betrdgt vorbehaltlich § 39 Abs. 2 NHG drei Jahre. Die unmittelbare Wie-
derwahl ist einmalig zuldssig.

Das Prasidium gibt sich eine Geschiftsordnung. Die Stellvertretung der
Mitglieder des Prasidiums muss geregelt werden.

§$14
Erstellung eines Berufungsvorschlages

Vor der Ausschreibung einer Professur entscheidet das Prasidium tiber die
Einbindung in das Facherspektrum, die Aufgabenbeschreibung sowie die
Wertigkeit und Notwendigkeit der Besetzung. Vor der Entscheidung sind
die Dekanate und Fakultatsrdate der fachlich zustdndigen Fakultdten sowie
der Senat zu horen. Der Berufungsvorschlag wird von der Berufungs-
kommission vorbereitet.

Die Fakultédten schreiben die Professuren offentlich aus. Professuren in den
einbezogenen NTH-Fichergruppen und Fachern werden nach Maf3gabe des
NTH-Gesetzes ausgeschrieben. Soll von einer Ausschreibung abgesehen
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werden (§ 26 Abs. 1 S. 2 und 3 NHG), so fithrt das Prasidium im Ein-
vernehmen mit dem Dekanat der fachlich zustindigen Fakultit die Ent-
scheidung des Fachministeriums oder des NTH-Prasidiums herbei. Das Ver-
fahren bei Absehen von einer Ausschreibung ist in einer gesonderten Ord-
nung nach § 26 Abs. 1 Satz 4 NHG geregelt.

Der Fakultdtsrat veranlasst im Einvernehmen mit dem Prasidium die Bil-
dung einer kleinen oder einer grofden Berufungskommission. Kleine Beru-
fungskommissionen setzen sich aus sieben, grofde Berufungs-kommissionen
aus 13 Mitgliedern zusammen, namlich:

a) nach Anhorung des fachlich zustindigen Dekanats eine vom Présidium
zu bestellende Vorsitzende oder einen zu bestellenden Vorsitzenden oh-
ne Stimmrecht aus dem Kreis der Professorinnen und Professoren der
Technischen Universitat Clausthal,

b) drei bzw. sechs Professorinnen oder Professoren mit Stimmrecht. Dar-
uber hinaus konnen weitere Professorinnen und Professoren mit bera-
tender Stimme hinzugezogen werden. Zu den stimmberechtigten oder
beratenden Mitgliedern miissen mindestens je ein Mitglied der beiden
anderen NTH-Mitgliedsuniversititen (sofern es sich um in die NTH ein-
bezogene Fichergruppen und Ficher handelt), sowie zu den stimmbe-
rechtigten Mitgliedern mindestens zwei externe Hochschullehrerinnen
oder Hochschullehrer gehoren. In kleinen Berufungskommissionen
konnen die zwei externen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer
ausnahmsweise auch nur beratend tdtig werden. Zu den Mitgliedern ei-
ner groflen Berufungskommission muss auflerdem mindestens eine Pro-
fessorin oder ein Professor einer anderen Fakultdt der Technischen Uni-
versitat Clausthal gehoren, tiber dessen Nominierung die ausschreibende
Fakultat entscheidet,

¢) je einem bzw. zwei Mitgliedern aus der Mitarbeitergruppe, aus der Studie-
rendengruppe und aus der MTV-Gruppe. Mitglieder der MTV-Gruppe
haben kein Stimmrecht.

Die gesetzlichen Mitwirkungsrechte der Gleichstellungsbeauftragten
sind zu gewdhrleisten. Dartiber hinaus konnen weitere Mitglieder mit be-
ratender Stimme hinzugezogen werden. Mitglieder des Prasidiums kon-
nen in Berufungskommissionen ausschliefdlich beratend tdtig sein.

Niemand darf einer Berufungskommission angehoren, die Vorschlidge tiber
dessen eigene Nachfolge zu machen hat.

Die Berufungskommission gibt gemaf § 26 Abs. 2 NHG gegeniiber dem Fa-
kultatsrat eine Empfehlung ab. Der Fakultatsrat beschlief3t den Berufungs-
vorschlag gemdfl § 26 Abs. 2 NHG und legt ihn mit der Stellungnahme des
Senats und der Gleichstellungsbeauftragten dem Prasidium vor.

Ndhere Einzelheiten zur Entscheidung tiber die Ausrichtung und inhaltli-
che Ausgestaltung des Berufungsvorschlages regelt eine vom Prasidium im
Einvernehmen mit dem Senat zu erlassende Berufungsrichtlinie.
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Die oder der Vorsitzende der Berufungskommission berichtet dem Prasidi-
um regelmaflig tiber den Stand des Berufungsverfahrens.

Das Prasidium entscheidet abschlief3end tiber den Berufungsvorschlag.

Bei der Besetzung von Professuren in einem gemeinsamen Berufungsverfah-
ren mit Forschungseinrichtungen, die keiner Hochschule zugehoren, soll in
einer gesonderten Vereinbarung das Verfahren unter Beachtung von § 26
Abs. 2 und 3 NHG und dieser Grundordnung geregelt werden. Die Verein-
barung kann insbesondere vorsehen, dass in bestimmten Berufungskom-
missionen der Hochschule auch die Forschungseinrichtung vertreten ist.

§15
Senat

Der Senat setzt sich aus 13 stimmberechtigten Mitgliedern nach folgendem
Verhiltnis zusammen:

sieben aus der Hochschullehrergruppe,
zwei aus der Mitarbeitergruppe,

zwei aus der Studierendengruppe,

zwei aus der MTV-Gruppe.

Die Prasidentin oder der Prasident, die Vizeprasidentinnen und Vizeprasi-
denten, die Dekaninnen und Dekane sowie in Fragen von Studium und
Lehre die Studiendekaninnen und Studiendekane gehdren dem Senat mit
beratender Stimme an.

Die Leitungen von zentralen Einrichtungen werden zu Beratungen des Se-
nats in Angelegenheiten, die ihre Forschungszentren oder ihre Betriebsein-
heit unmittelbar betreffen, eingeladen. [hnen ist Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

Die Prasidentin oder der Prasident beruft die Sitzungen des Senats ein und
fihrt den Vorsitz.

Das Verfahren zur Einberufung und Durchfiihrung der Senatssitzungen re-
gelt die Allgemeine Geschéftsordnung.



(1)

2)

3)

(4)

()

(6)

(7)

(8)

(1)

(2)

-58 -

§16
Senatskommissionen und Senatsbeauftragte

Der Senat bildet eine Kommission fiir Gleichstellung. Der Senat kann weite-
re Kommissionen bilden.

Die Kommissionen beraten in ihrem Aufgabenbereich den Senat; das Prasi-
dium kann sich ihrer zur Vorbereitung seiner Beschliisse bedienen.

Die Mitglieder der Kommissionen werden nach Gruppen von den stimmbe-
rechtigten Mitgliedern des Senats gewdhlt.

Die Kommission fiir Gleichstellung wahlt die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden aus ihrer Mitte. Bei den weiteren Kommissionen regelt der Senat
den Vorsitz im Beschluss tiber die Besetzung der Kommission.

Die Kommission fiir Gleichstellung setzt sich aus sieben Mitgliedern nach
folgendem Verhdltnis zusammen:

. vier aus der Hochschullehrergruppe,
. einem aus der Mitarbeitergruppe,

. einem aus der Studierendengruppe,
J einem aus der MTV-Gruppe,

von denen mindestens vier weibliche Hochschulmitglieder sein miissen.
Die Gleichstellungsbeauftragte nach § 24 Abs. 1 ist beratendes Mitglied der
Kommission.

Die Kommission fiir Gleichstellung schldgt dem Senat die hauptberufliche
Gleichstellungsbeauftragte vor.

Der Senat kann fiir bestimmte Aufgaben Senatsbeauftragte einsetzen und
dabei auch iiber den Kreis seiner Mitglieder hinausgehen.

Die ndheren Bestimmungen trifft eine vom Senat zu erlassende Ordnung.
§17
Studienqualitiatskommission

Die Hochschule bildet eine Studienqualitdtskommission, die mindestens
zur Halfte mit Studierenden besetzt ist.

Die Studienqualititskommission setzt sich wie folgt zusammen:

. die Studiendekaninnen und Studiendekane,

. je ein von der jeweiligen Studienkommission benanntes, ihr zugeho-
riges studentisches Mitglied,

. ein vom Studierendenparlament benanntes studentisches Mitglied

oder deren jeweils benannte Vertretung.
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Den Vorsitz fithrt die Vizeprdsidentin oder der Vizeprdsident fir Studium
und Lehre ohne Stimmrecht.

Uber die Verwendung der Studienqualititsmittel entscheidet das Prasidium
im Einvernehmen mit der Studienqualitdtskommission.

§18
Wissenschaftliche Forschungsverbiinde

Wissenschaftliche Forschungsverbiinde (z. B. Forschungszentren) fassen auf
zentraler Ebene die Forschungskompetenz fachlich verbundener Professu-
ren und weiterer Wissenschaftler der Universitdt zusammen. Fachlich ver-
bundene Professuren und Wissenschaftler der NTH-Mitgliedsuniversitidten
konnen beteiligt werden.

Forschungsverbiinde werden vom Prédsidium auf Antrag von mindestens
drei Wissenschaftlern gebildet. Die beteiligten Wissenschaftler wahlen aus
ihrer Mitte einen Vorstand. Die Sprecherin oder der Sprecher des Vorstands
berichtet dem Prasidium regelméafiig tiber die Tatigkeit des Forschungsver-
bundes.

Das Nahere iiber die Rechtsverhéltnisse der Forschungsverbiinde regelt der
Senat in einer Ordnung.

$19
Zentrale Betriebseinheiten

Zentrale Betriebseinheiten biindeln auf zentraler Ebene Dienstleistungsauf-
gaben. Sie werden vom Prasidium gebildet, aufgehoben oder gedndert. Das
Prasidium bestellt die Leitung der zentralen Betriebseinheiten.

Das Nihere tiber die Rechtsverhiltnisse der zentralen Betriebseinheiten re-

gelt der Senat iber Ordnungen.

$20
Allgemeine Universititsverwaltung

Die allgemeine Universititsverwaltung nimmt nach dem Gesetz, der Grundord-
nung oder weiteren Ordnungen der Universitit dem Prasidium obliegende Aufga-
ben nach Mafdgabe von Richtlinien und Weisungen des gemafd Geschaftsvertei-
lungsplanes (§ 13 Abs. 1) zustandigen Prasidiumsmitglieds wahr.
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$21
Dekanat

Das Dekanat leitet die Fakultdt. Seine Zustdndigkeiten und Befugnisse rich-
ten sich nach § 43 Abs. 1 und 2 NHG.

Dem Dekanat gehoren die Dekanin oder der Dekan, die Prodekanin oder
der Prodekan und mindestens eine Studiendekanin oder ein Studiendekan
an.

Die Dekanin oder der Dekan sitzt dem Dekanat vor, vertritt die Fakultat in-
nerhalb der Hochschule und legt die Richtlinien fiir das Dekanat fest. Die
Aufgaben und Befugnisse der Dekanin oder des Dekans richten sich nach
§ 43 Abs. 3 NHG.

Der Fakultitsrat wihlt auf seiner konstituierenden Sitzung eine Professorin
oder einen Professor der Fakultdt zur Dekanin oder zum Dekan. Die Leitung
dieser konstituierenden Sitzung obliegt der Amtsvorgingerin oder dem
Amtsvorgianger. Die Amtszeit der Dekanin oder des Dekans betrdgt drei Jah-
re. Die Dekanin oder der Dekan schldgt dem Fakultétsrat die Person der
Prodekanin oder des Prodekans zur Wahl vor. Im Regelfall sollte dies die
Amtsvorgangerin oder der Amtsvorganger sein.

Die Prodekanin oder der Prodekan vertritt die Dekanin oder den Dekan.

Studiendekane und Studiendekaninnen sowie ihre Vertreter und Vertrete-
rinnen werden gemafy NHG gewdhlt. Ihre Amtszeit betrdgt drei Jahre. Auf-
gaben und Befugnisse einer Studiendekanin oder eines Studiendekans rich-
ten sich nach dem NHG.

Das Prasidium kann auf deren Antrag die Dekanin oder den Dekan sowie
die Studiendekaninnen und Studiendekane von Dienstaufgaben entlasten.
Das Nahere regelt das Prasidium

3§22
Fakultatsrat

Die Aufgaben und Befugnisse des Fakultatsrates richten sich insbesondere
nach § 44 NHG. Erganzend beschliefst der Fakultdtsrat die Zulassungs- und
Zugangsordnungen fiir Studiengange. Bei fakultidtsiibergreifenden Studien-
giangen ist ein gemeinsamer Beschluss der zustindigen Fakultdtsrite im
Sinne von Satz 2 erforderlich.

Der Fakultatsrat setzt sich aus 13 stimmberechtigten Mitgliedern nach fol-
gendem Verhdltnis zusammen:

e sieben aus der Hochschullehrergruppe,

e zwei aus der Mitarbeitergruppe,

e zwei aus der Studierendengruppe,
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e zweiaus der MTV-Gruppe.

Die Dekanin oder der Dekan gehoren dem Fakultdtsrat mit beratender
Stimme an; Gleiches gilt fiir die Prodekanin oder den Prodekan, sofern sie
nicht stimmberechtigte Mitglieder sind.

Berdt der Fakultatsrat iiber Angelegenheiten, die eine wissenschaftliche Ein-
richtung der Fakultdt betreffen, so ist deren geschaftsfithrende Leitung zur
Sitzung einzuladen und es ist ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Die Dekanin oder der Dekan beruft die Sitzungen des Fakultitsrates ein und
fihrt den Vorsitz.

Der Fakultétsrat kann fiir bestimmte Aufgaben Kommissionen bilden.

Das Ndhere zur Wahl der Mitglieder einer Studienkommission und der Stu-
diendekanin oder des Studiendekans durch den Fakultitsrat regelt der Senat
in einer Ordnung.

$§23
Studienkommission, Studiendekaninnen und Studiendekane

Die Hochschule bildet Stindige Kommissionen fiir Lehre und Studium
(Studienkommissionen), deren stimmberechtigte Mitglieder mindestens
zur Hélfte Studierende sind. Das Prasidium bestimmt die Zahl und Grofie
der Studienkommissionen, ihre Zustiandigkeit fir einzelne Studienginge
und ihre Zuordnung zu einer oder mehreren Fakultdten. Den Vorsitz einer
Studienkommission fihrt die Studiendekanin oder der Studiendekan ohne
Stimmrecht. Bei fakultédtsiibergreifenden Studienkommissionen bestimmt
das fiir die Lehre zustdndige Prasidiumsmitglied tiber den Vorsitz.

Die Mitglieder der Studienkommissionen werden vom jeweiligen Fakultats-
rat gewdhlt. Bei fakultdtsiibergreifenden Studienkommissionen werden sie
von den Fakultdtsrdten der beteiligten Fakultiten in einer gemeinsamen
Sitzung gewdhlt; den Vorsitz fithrt das fir die Lehre zustandige Mitglied des
Prasidiums.

In der konstituierenden Sitzung der Studienkommission fiihrt das fir die
Lehre zustindige Mitglied des Prasidiums den Vorsitz.

Die Studienkommission schldgt dem Fakultdtsrat ein Mitglied der Hoch-
schullehrergruppe oder in Ausnahmefillen ein lehrendes Mitglied der Mit-
arbeitergruppe zur Wahl als Studiendekanin oder Studiendekan vor. Die
Studienkommission kann dem Fakultdtsrat mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln ihrer stimmberechtigten Mitglieder die Abwahl der Studiendeka-
nin oder des Studiendekans nach § 43 Abs. 4 Satz 4 NHG vorschlagen.
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$ 24
Wissenschaftliche Einrichtungen der Fakultiten

Das jeweilige Dekanat kann dem Prisidium die Bildung, Anderung oder
Schlieffung von wissenschaftlichen Einrichtungen (Instituten) als Zusam-
menschluss von eng benachbarten Forschungs- oder Lehrgebieten vor-
schlagen.

Die Leitung einer wissenschaftlichen Einrichtung obliegt einem Direktori-
um; dieses besteht aus drei Mitgliedern der Hochschullehrergruppe, die von
den an der wissenschaftlichen Einrichtung tatigen Angehorigen der Hoch-
schullehrergruppe aus ihrer Mitte gewahlt werden. Die ibrigen Angehori-
gen der Hochschullehrergruppe sowie Vertreter der anderen Statusgruppen
nehmen an den Sitzungen des Direktoriums beratend teil. Die Zahl der Mit-
glieder, die Amtszeit, die Starke der Gruppenvertretung und die Zuordnung
der Studierenden zu den Instituten werden vom Senat in einer allgemeinen
Institutsordnung festgelegt.

Die an der wissenschaftlichen Einrichtung tdtigen Mitglieder der Hoch-
schullehrergruppe wihlen ein Mitglied des Direktoriums zur geschéftstiih-
renden Direktorin oder zum geschiftsfiihrenden Direktor. Die Direktorin
oder der Direktor fithrt den Vorsitz im Direktorium.

Gehoren einer wissenschaftlichen Einrichtung nicht mehr als drei Mitglie-
der der Hochschullehrergruppe an, so bilden diese das Direktorium. Besteht
das Direktorium aus zwei Mitgliedern der Hochschullehrergruppe, so ob-
liegt diesen das Amt der geschiftsfiithrenden Leitung im Wechsel, es sei
denn, sie einigen sich auf eine weitere Amtszeit der bisherigen geschaftsfiih-
renden Leitung.

Das Direktorium stimmt die Durchfithrung der Vorhaben in der wissen-
schaftlichen Einrichtung ab. Es entscheidet iber die Verwaltung der Aus-
stattungsgegenstande, insbesondere der Arbeitsriume, Werkstatten, Gerate
und Sammlungen, und iiber die Verwendung der Planstellen, anderen Stel-
len, Ausgabemittel fiir Personal sowie der Sachmittel, die der wissenschaftli-
chen Einrichtung zugeordnet oder zugewiesen sind. Die geschiftsfiihrende
Direktorin oder der geschéftsfithrende Direktor nimmt die Aufgaben des
Vorgesetzten der Mitarbeitergruppe und der MTV-Gruppe wahr. Das Direk-
torium beschlief3t tiber Vorschldge zur Einstellung und Entlassung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter und leitet die Vorschlige der Leitung der
Hochschule zu. Die geschaftsfithrende Direktorin oder der geschaftsfiih-
rende Direktor sorgt fiir die Beachtungen der Bestimmungen tiber Arbeitssi-
cherheit und Umweltschutz, soweit nicht die Zustindigkeit einer anderen
Stelle begriindet ist.

Die ndheren Bestimmungen trifft eine vom Senat zu erlassende allgemeine
Institutsordnung.
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§25
Gleichstellungsbeauftragte

Der Senat wadhlt auf Vorschlag der Kommission fiir Gleichstellung eine hauptbe-
rufliche Gleichstellungsbeauftragte. Das Prasidium schreibt im Einvernehmen mit
der Kommission fiir Gleichstellung die Stelle offentlich aus. Die Amtszeit der
Gleichstellungsbeauftragten betrdagt sechs Jahre und bei Wiederwahl acht Jahre.
Mit Zustimmung des Senats kann die Bestellung fiir jeweils eine weitere Amtszeit
ohne Ausschreibung erfolgen. Die Aufgaben sowie die Rechte und Pflichten der
Gleichstellungsbeauftragten ergeben sich aus § 42 NHG. Zur Erfiillung ihrer Auf-
gaben steht ihr ein Gleichstellungsbiiro zur Verfiigung, das von ihr geleitet wird.

An den Fakultdten, den zentralen Betriebseinheiten, der allgemeinen Universi-
tatsverwaltung und den Forschungszentren konnen nebenberufliche dezentrale
Gleichstellungsbeauftragte aus dem Kreis ihrer weiblichen Mitglieder gewdhlt
werden.

Sie werden je nach Zugehorigkeit vom Fakultdtsrat gewdhlt oder von der o.g. Or-
ganisationseinheit bestellt. Der Senat ist iber die Wahl bzw. die Bestellung zu un-
terrichten.

Die dezentralen Gleichstellungsbeauftragten sollen auf Antrag angemessen entlas-
tet werden. Die Amtszeit der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten betragt zwei
Jahre, fiir Studentinnen ein Jahr.

Die Gleichstellungsbeauftragten nach Abs. 1 und 2 bilden den Rat der Gleichstel-
lungsbeauftragten. Vorsitzende ist die Gleichstellungsbeauftragte nach Abs. 1. Sie
vertritt den Rat gegeniiber den Organen der Hochschule und nimmt die Aufgaben
gem. § 42 Abs. 2 Satz 4 NHG wahr. Alle nebenberuflichen Gleichstellungsbeauf-
tragten sind untereinander gleichberechtigt, konnen sich gegenseitig vertreten
und teilen die Aufgaben nach § 42 NHG mit Ausnahme der der Vorsitzenden nach
Satz 3 untereinander auf.

Der Rat der Gleichstellungsbeauftragten wahlt eine Vertreterin fiir die hauptberuf-
liche Gleichstellungsbeauftragte nach Abs. 1.
$ 26
Hochschulrat
Die Aufgaben sowie die Zusammensetzung des Hochschulrats ergeben sich aus
dem NHG. Die Amtszeit der Mitglieder des Hochschulrates betrdgt vier Jahre; eine

erneute Bestellung ist einmal zuldssig.

Der Hochschulrat gibt sich eine Geschaftsordnung.
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§ 27
Rechtsstellung der Mitglieder von Gremien

Gremien im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen sind: der Senat, die
Senatskommissionen, die Fakultdtsrate und ihre Kommissionen, die Prii-
fungsausschiisse, die Direktorien der Institute sowie die Vorstinde der For-
schungsverbiinde.

Die Mitglieder eines Gremiums sind an Beschliisse, Weisungen und Auftra-
ge der von ihnen vertretenen Gruppen nicht gebunden.

Alle Mitglieder haben das gleiche Stimmrecht; § 41 Abs. 4 Satz 5 NHG bleibt
unberiihrt.

In Angelegenheiten, die den Bereich der Forschung oder ein Berufungsver-
fahren unmittelbar betreffen, bediirfen Beschliissen neben der Mehrheit des
Gremiums oder Organs auch der Mehrheit der dem Gremium oder Organ
angehorenden Mitglieder der Hochschullehrergruppe. Kommt in den Fil-
len des ersten Satzes ein Beschluss auch im zweiten Abstimmungsgang
nicht zustande, so entscheiden die dem Gremium oder Organ angehoren-
den Mitglieder der Hochschullehrergruppe abschliefiend. Bei Berufungsvor-
schldgen ist die Mehrheit des Gremiums berechtigt, ihren Vorschlag dem
Fakultatsrat als weiteren Berufungsvorschlag vorzulegen. Daneben ist jedes
Mitglied berechtigt, einen Minderheitenvorschlag vorzulegen. Bestehen
Zweifel dariiber, ob eine Entscheidung den Bereich der Forschung oder das
Berufungsverfahren unmittelbar beriihrt, so entscheidet das Gremium.

Wer einem Gremium mit beratender Stimme angehort, hat mit Ausnahme
des Stimmrechts alle Rechte eines Mitglieds.

Die Mitglieder des Prasidiums kénnen an den Sitzungen aller Gremien mit
beratender Stimme teilnehmen.

§28
Offentlichkeit

Der Senat und die Fakultédtsrate tagen hochschuldffentlich. Mit Zweidrit-
telmehrheit kann die Offentlichkeit zu einzelnen Punkten der Tagesord-
nung ausgeschlossen werden. Uber den Antrag ist in nichtoffentlicher Sit-
zung zu beraten und abzustimmen.

Personalangelegenheiten und Priifungssachen, Grundstiicks- und Wirt-
schaftsangelegenheiten werden in nichtoffentlicher Sitzung beraten und
entschieden. Entscheidungen in Personalangelegenheiten werden in ge-
heimer Abstimmung getroffen.

Die tibrigen Gremien tagen in nichtoftfentlicher Sitzung.
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Das Hausrecht im Sitzungsraum wird von der oder dem Vorsitzenden des
Gremiums ausgeiibt; § 37 Abs. 3 Satz 3 NHG bleibt unberthrt. Zuhorerin-
nen und Zuhorer sind mit Zustimmung der oder des Vorsitzenden berech-
tigt, das Wort zu ergreifen.

Die vom Senat und den Fakultitsraten beschlossenen Ordnungen sind in
einem Verkiindungsblatt der Universitit bekannt zu machen. Das Nahere
regelt der Senat in einer Ordnung, die die Pflicht zur Bekanntmachung auf
weitere Angelegenheiten erstrecken kann.

$ 29
Beschliisse

Gremien sind beschlussfahig, wenn die Sitzung ordnungsgemaf} einberufen
wurde und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
Die Sitzungsleitung stellt die Beschlusstahigkeit zu Beginn der Sitzung fest.
Das Gremium gilt sodann, auch wenn sich die Anzahl der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder im Laufe der Sitzung verringert, als be-
schlussfihig, solange nicht ein Mitglied die Beschlussunfihigkeit geltend
macht; dieses Mitglied zahlt bei der Feststellung, ob das Gremium noch be-
schlussfahig ist, zu den anwesenden Mitgliedern.

Stellt die Sitzungsleitung eines Gremiums dessen Beschlussunfihigkeit fest,
so kann sie zur Behandlung der noch nicht erledigten Tagesordnungspunk-
te eine auflerordentliche Sitzung einberufen. Diese ist ohne Riicksicht auf
die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfihig; hierauf ist in der La-
dung hinzuweisen.

Beschliisse werden mit der Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen
gefasst, soweit nicht durch Gesetz oder diese Ordnung anderes bestimmt
ist. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Ein Be-
schluss kommt nicht zu Stande, wenn mehr als die Hilfte der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder eine ungultige Stimme abgegeben oder sich
der Stimme enthalten hat.

Wird die Wahl eines Gremiums oder einzelner Mitglieder von Gremien fiir
ungiiltig erklart oder dndert sich die Zusammensetzung auf Grund einer
Nachwahl, so beriihrt dies nicht die Wirksamkeit der vorher gefassten Be-
schliisse und Amtshandlungen dieser Gremien.

§ 30
Allgemeine Geschiftsordnung

Der Senat beschlief3t eine Allgemeine Geschéftsordnung.
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(2)  Die Allgemeine Geschiftsordnung regelt nach Maf3gabe der einschlagigen
Gesetze und dieser Grundordnung die Verfahren in den Gremien. Sie ent-
hélt aufler den iiblichen Verfahrensvorschriften insbesondere Bestimmun-
gen uiber:

a) die Bekanntmachung von Tagesordnungen, Empfehlungen und Be-
schliissen,

b) die Verschwiegenheitspflicht der Mitglieder,

¢) die Beschlussfassung im Umlaufverfahren,

d) Sitzung gleichzeitig an mehreren Orten.

$31
Ehrungsordnung

(1)  Der Senat erlasst eine Ehrungsordnung, die die Voraussetzungen fiir die Ver-
leihung der Wiirde einer Ehrensenatorin oder eines Ehrensenators und ei-
ner Ehrenbiirgerin oder eines Ehrenbiirgers der Technischen Universitat
Clausthal bestimmt und das Verfahren regelt. Beschliisse tiber die Verlei-
hung dieser Wiirde bediirfen einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder des zustindigen Gremiums.

(2)  Die Verleihung der Wiirde einer Ehrendoktorin oder eines Ehrendoktors
regeln die Promotionsordnungen.

(3)  Der Senat kann in einer Ordnung weitere Ehrungen vorsehen.
§$32
Verabschiedung und Anderung der Grundordnung

Der Senat beschliefit die Grundordnung und ihre Anderung in geheimer Abstim-
mung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder.

$33
In-Kraft-Treten

Diese Grundordnung und ihre Anderungen treten am Tage nach ihrer Veroffentli-
chung im Verkiindungsblatt der Universitat in Kraft.



	Inhaltsangabe_Nr4.pdf
	1-10-00 Änderung Grundordnung

